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Vorstellung des Nationalen Integrationsplans 

Der Bundesregierung fehlt ein kohärenter Politikansatz 
 
Die Ziele des Nationalen Integrationsplans, den die Bundesregierung heute nach 
einjähriger Beratung mit Ländern, Kommunen und Zivilgesellschaft vorstellt, las-
sen sich mit den gerade erst vereinbarten massiven Verschärfungen des Aufent-
haltsrechts- und Asylrechts nicht vereinbaren. Darauf weist der Geschäftsführer 
des Interkulturellen Rates, Torsten Jäger, hin. 
 
„Eine nachhaltige und zukunftsorientierte Integrationspolitik darf Schwierigkeiten 
des Zusammenlebens nicht ausschließlich auf mangelnden Integrationswillen und 
fehlende Sprachkenntnisse bei Migrantinnen und Migranten zurückführen“, so Jä-
ger. Wenn Integration gelingen solle, müsse sie als gesamtgesellschaftlicher Pro-
zess begriffen werden, in dem sich auch die Mehrheitsgesellschaft verändern und 
weiterentwickeln muss. Es genüge deshalb nicht, bei der Formulierung wohlfeiler 
Erwartungen an Migrantinnen und Migranten stehen zu bleiben. Vielmehr müssten 
auch die Integrationshemmnisse in den Blick genommen werden, die von der 
Mehrheitsgesellschaft zu verantworten sind. „Hierzu gehören strukturelle Diskrimi-
nierungen, rechtliche und soziale Ausgrenzung, Verweigerung von Partizipations-
rechten und rassistische und fremdenfeindliche Einstellungen in der Bevölkerung“, 
so Jäger. 
 
Diese Fragestellungen seien in den Debatten um die Erarbeitung eines nationalen 
Integrationsplanes ausgeklammert worden. Statt dessen habe man parallel zur 
Erarbeitung des Integrationsplanes mit dem 2. Zuwanderungsänderungsgesetz 
ein Projekt realisiert, mit dem soziale und rechtliche Rahmenbedingungen von 
Einwanderern in Deutschland massiv verschlechtert würden: „Der Ehegattennach-
zug wird erheblich eingeschränkt, die Nichtteilnahme an Integrationskursen mit 
Bußgeldern belegt, die Einbürgerungsvoraussetzungen werden verschärft und 
weitere Haftgründe für Asylsuchende geschaffen.“ 
 
Zu einem Integrationsgipfel einzuladen und Dialoge zu organisieren ist der richtige 
Weg. Der Interkulturelle Rat kritisiert allerdings, dass gravierende gesetzliche Ver-
schlechterungen parallel dazu beschlossen werden, über die nicht einmal mehr 
gesprochen werden kann. 
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